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Satzung
der Stadt Moers Uber die Erhebung von Beitrédgen
nach § 8 KAG NRW
vom 18.02.2011

Aufgrund der 88 7 Abs. 1 und 41 Abs. 1 der Gemeindeordnung flr das Land Nordrhein-Westfalen -GO NRW-in
der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW S. 666, SGV.NRW.2023), zuletzt ge&ndert durch
Gesetz vom 21.12.2010 (GV. NRW. S. 688) und des Kommunalabgabengesetzes fiir das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV. NW. S. 712/SGV. NRW. 610), zuletzt geandert durch Gesetz vom
30.06.2009 (GV. NRW. S 394), hat der Rat in seiner Sitzung am 16.02.2011 folgende Satzungsénderung be-
schlossen:

g1
Allgemeines

(1) Zum Ersatz des Aufwandes fir die Herstellung, Anschaffung und Erweiterung 6ffentlicher Anla-
gen, im Bereich der offentlichen Stra3en, Wege und Platze auch fir deren Verbesserung erhebt
die Stadt Beitrdge nach Mal3gabe dieser Satzung. Diese Beitrdge werden von den Eigentimern
und Erbbauberechtigten der Grundstiicke erhoben, denen durch die Méglichkeit der Inanspruch-
nahme der hergestellten, angeschafften, erweiterten oder verbesserten Anlagen wirtschaftliche
Vorteile geboten werden.

(2) Fur MaBBnahmen der erstmaligen Herstellung von Erschlieungsanlagen, auf die das Erschlie-
Bungsbeitragsrecht des Baugesetzbuches anzuwenden ist, werden Beitrage nach dieser Satzung
nicht erhoben.

§2
Umfang und Ermittlung des beitragsfahigen Aufwandes

(1) Beitragsfahig ist insbesondere der Aufwand fir

1. den Erwerb (einschlielich der Erwerbsnebenkosten) der fur die Herstellung, Anschaffung,
Erweiterung oder Verbesserung der Anlage benétigten Grundflachen; dazu gehdért auch der
Wert der hierfir von der Stadt aus ihrem Vermégen bereitgestellten eigenen Grundstiicke;
mafRgebend ist der Wert im Zeitpunkt des Beginns der MalBnahme. Er wird im Zweifelsfalle
durch den zustandigen Gutachterausschuss (88 192 ff. BauGB) ermittelt,

2. die Freilegung der Flachen,

3. die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung und Verbesserung der Flachenbefestigung im Be-
reich der Stral3en, Wege und Platze (unter anderem neben Rinnen und Randsteinen der Un-
terbau und die Decke von Fahrbahnen, Radwegen, Gehwegen, Schutzstreifen (die wegen
ihrer Breite bis 0,99 m nicht Gehwege sein kdnnen, die aber im notwendigen Einzelfalle zur
Abwicklung eines Begegnungsverkehrs befahren werden kénnen), Parkflachen/Parkstreifen,
FuRgangergeschéftsstralen und verkehrsberuhigten StraRen) sowie fur die notwendige Er-
héhungen und Vertiefungen,

4. die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung und Verbesserung von
a) Beleuchtungseinrichtungen,
b) Entwéasserungseinrichtungen fur die Oberflachenentwasserung einschlielich der
Sammelkanéle,
c) Bdschungen, Schutz- und Stitzmauern,
d) Begleitgriin jeder Art,
5. die Umwandlung von Anlagen in Ful3gangergeschaftsstralien,

6. die Umwandlung von Anlagen in verkehrsberuhigte Straf3en,

7. die Herstellung, Anschaffung und Erweiterung von selbstandigen Grunanlagen, soweit ihn
eine erganzende Satzung festlegt (8 6),
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8. die Herstellung, Anschaffung und Erweiterung von Immissionsschutzanlagen, soweit ihn ei-
ne erganzende Satzung festlegt (8 9).

Zum Ersatz des Aufwandes fur Hoch- und Tiefstralen sowie fiir StralRen, die fir den Schnellver-
kehr mit Kraftfahrzeugen bestimmt sind (SchnellverkehrsstraBen), ferner fir Briicken, Tunnels
und Unterfilhrungen mit den dazugehérenden Rampen werden keine Beitrdge erhoben. Die
Fahrbahnen der Ortsdurchfahrten von Bundes-, Land- und KreisstralRen sind nur insoweit bei-
tragsfahig, als sie breiter sind als die anschlieRenden freien Strecken.

Der beitragsfahige Aufwand wird nach den tatsachlichen Aufwendungen ermittelt.

Der Rat kann beschlie3en, dass der Aufwand fir einen Abschnitt einer Anlage gesondert ermittelt
wird, wenn der Abschnitt selbstédndig benutzt werden kann.

§3
Anteil der Stadt und der Beitragspflichtigen am Aufwand

Die Stadt tragt den Teil des Aufwandes, der auf die Inanspruchnahme der Anlagen durch die
Allgemeinheit entféllt. Der Ubrige Teil des Aufwandes ist von den Beitragspflichtigen zu tragen.
Fur Anlagen im Bereich der StralRen, Wege und Platze ergibt sich der von den Beitragspflichtigen
zu tragende Aufwand aus Absatz 3, fur selbstandige Griinanlagen und Immissionsschutzanlagen
aus einer erganzenden Satzung (88 6 und 7). Der auf die Stadt entfallende Anteil fir stadteigene
Grundstiicke wird so berechnet, als ob die Stadt selbst beitragspflichtig wére.

Uberschreiten Anlagen die nach Absatz 3 anrechenbaren Breiten, so tragt die Stadt Moers den
durch die Uberschreitung verursachten Mehraufwand allein.

Die anrechenbaren Breiten nach Absatz 3 und der Anteil der Beitragspflichtigen an dem Aufwand
fur die anrechenbaren Breiten nach Absatz 1 Satz 2 werden wie folgt festgesetzt:
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Die Beitragssatze in der Satzung der Stadt Moers Uber die Erhebung von Beitrdgen nach 8§ 8 KAG NRW vom
01.06.2006 (Amtsblatt der Stadt Moers vom 14.06.2006, Nr. 6) in Spalte 4 § 3 Abs. 3 werden wie folgt festgesetzt:

in Kern-, Gewerbe und

in sonstigen Baugebieten

Anteil der Beitrags-

StralRenart Industriegebieten und pflichtigen
innerhalb im Zusammen-
hang
bebauter Ortsteile
1 2 3 4
1. Anliegerstraf3en mit
Ausbau im
Separationsprinzip
a) Fahrbahn 8,50 m 5,50 m 70 v.H.
b) Radweg einschl. je2,40m nicht vorgesehen 70 v.H.
Sicherheitsstreifen
c) Parkstreifen je550m je550m 80 v.H.
d) Gehweg je250m je250m 80 v.H.
e) Schutzstreifen 0,99 m 0,99 m 80 v.H.
f) Beleuchtung und - - 70 v.H.
Oberflachenent-
wasserung einschl.
Kanal
g) Begleitgrunstreifen je 2,00 m je 2,00 m 70 v.H.
h) Unselbstandiges je550m je550m 70 v.H.
Begleitgrin als
Bestandteile von
a) bis e)
2. HaupterschlieBungs-
straBen mit Ausbau im
Separationsprinzip
a) Fahrbahn 8,50 m 6,50 m 50 v.H.
b) Radweg einschl. je240m je240m 50 v.H.
Sicherheitsstreifen
c) Parkstreifen je550m je550m 70 v.H.
d) Gehweg je250m je250m 70 v.H.
e) Schutzstreifen 0,99 m 0,99 m 70 v.H.
f) Beleuchtung und - - 50 v.H.
Oberflachenent-
wasserung einschl.
Kanal
g) Begleitgriinstreifen je2,00m je2,00m 70 v.H.
h) Unselbstandiges je550m je550m 70 v.H.

Begleitgriin als
Bestandteile von
a) bis e)

in Kern-, Gewerbe und

in sonstigen Baugebieten

Anteil der Beitrags-

StralRenart Industriegebieten und Pflichtigen
innerhalb im Zusammen-
hang
bebauter Ortsteile
1 2 3 4
3. Hauptverkehrs-

strallen

a) Fahrbahn 8,50 m 8,50 m 30 v.H.

b) Radweg einschl. je2,40m je240m 30 v.H.

Sicherheitsstreifen

c) Parkstreifen je550m je550m 70 v.H.

d) Gehweg je2,50m je250m 70 v.H.

e) Beleuchtung und - - 30 v.H.

Oberflachenent-
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wasserung einschl.
Kanal
f) Begleitgriinstreifen
g) Unselbstandiges
Begleitgriin als
Bestandteile von
a) bis d)

. Hauptgeschéfts-

strallen

a) Fahrbahn

b) Radweg einschl.
Sicherheitsstreifen

c) Parkstreifen

d) Gehweg

e) Beleuchtung und
Oberflachenent-
wasserung einschl.
Kanal

f) Begleitgriinstreifen

g) Unselbstandiges
Begleitgriin als
Bestandteile von
a) bis d)

. FuRganger-

geschéftsstrallen

a) Flachenbefestigung
(Unterbau + Decke)
einschl. Beleuch-
tung und Begriinung

b) Oberflachenent-
wasserung einschl.
Kanal

je2,00m
jie250m

7,50 m
e240m

je550m
je 6,00 m

je2,00m
je550m

12,00 m

je2,00m
je2,50m

7,50 m
je240m

je 5,50 m
je 6,00 m

je2,00m
je550m

12,00 m

70 v.H.
70 v.H.

60 v.H.
60 v.H.

80 v.H.
80 v.H.
60 v.H.

70 v.H.

70 v.H.

70 v.H.

70 v.H.
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Stral3enart

in Kern-, Gewerbe und
Industriegebieten

in sonstigen Baugebieten
und

innerhalb im Zusammen-
hang

bebauter Ortsteile

Anteil der Beitrags-
Pflichtigen

1

3

6. verkehrsberuhigte
Strallen sowie in
Anlieger- und Haupt-
erschlieBungs-
stralBen mit Misch-
flachenausbau
a) Flachenbefestigung
(Unterbau+Decke)
einschl. Beleuchtung
und Begriinung

b) Oberflachenent-
wasserung einschl.
Kanal

7. selbstandige Geh-
wege und andere
Verkehrsanlagen
im Sinne von § 127
Abs. 2 Nr. 2 Bauge-
setzbuch
a) Flachenbefestigung
b) Oberflachenent-

wasserung einschl.
Kanal

8. Wirtschaftswegen und
sonstige Stral3en, We-
ge und Platze im Au-
Renbereich
a) Fahrbahn bis zu
4,50 m Breite

b) Radweg einschl.
Sicherheitsstreifen
bis zu 2,40 m Breite

¢) Gehweg einschl.
Begriinung bis zu
je 2,50 m Breite

d) Beleuchtung und
Oberflachenent-
wasserung einschl.
Kanal

e) Selbstandiges
Begleitgriin bis zu
je 5,50 m Breite

12,00 m

je5,00m

12,00 m

5,00 m

70 v.H.

70 v.H.

80 v.H.
80 v.H.

30 v.H.

30 v.H.

70 v.H.

30 v.H.

70 v.H.
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9. Enden Anlagen in einem Wendehammer oder handelt es sich um einen Platz, so vergré3ern
sich die in den Nummern 1 — 8 anrechenbaren Breiten der Fahrbahnen bzw. Flachenbefesti-
gungen auf das Anderthalbfache, mindestens aber um 8 Meter. Das gleiche gilt fiir den Be-
reich der Einmiindungen in andere bzw. Kreuzungen mit anderen Anlagen.

Grunderwerbs- und Freilegungskosten (8 2 Abs. 1 Nrn. 1 und 2) werden zur Ermittlung des
Anteils der Beitragspflichtigen denjenigen Teileinrichtungen der StraRen, Wege und Platze (Nrn.
1 - 9) zugerechnet, zu denen sie drtlich gehoren.

Fehlen im Bereich der Stral3en, Wege und Platze im Separationsprinzip ein oder beide Parkstrei-
fen, erhoht sich die anrechenbare Breite der Fahrbahn um die anrechenbare Breite des oder der
fehlenden Parkstreifen, héchstens jedoch um 2,50 m je Fahrbahnseite, falls oder soweit auf der
Stral3e eine Parkmdglichkeit geboten wird.

Bei kombinierten Rad-/Gehwegen (Nrn. 1 — 7, Buchstaben b und d, Nr. 8, Buchstaben b und c)
gilt der fur den Radweg mafigebende Anteil der Beitragspflichtigen; die anrechenbare Breite des
Radweges wird hierbei um die anrechenbare Breite des Gehweges erhoéht.

Die in Absatz 3 Nummern 1 bis 9 genannten Breiten sind Durchschnittsbreiten.
Im Sinne des Abs. 3 gelten als

a) Anliegerstral3e:
Stral3en, die Uberwiegend der ErschlieBung der angrenzenden oder der durch private Zuwe-
gung mit ihnen verbundenen Grundstiicke dienen;

b) HaupterschlieBungsstraf3en:
Stral3en, die der ErschlieBung von Grundstiicken und gleichzeitig dem Verkehr innerhalb von
im Zusammenhang bebauter Ortsteile dienen soweit sie nicht Hauptverkehrsstralden nach
Buchstabe c) sind,

¢) Hauptverkehrsstraf3en:
StralRen, die dem durchgehenden innerdrtlichen Verkehr oder dem uberértlichen Durchgangs-
verkehr dienen, inshesondere Bundes-, Land- und Kreisstral3en mit Ausnahme der Strecken,
die auRerhalb von —Baugebieten und von im Zusammenhang bebauter Ortsteile liegen,

d) Hauptgeschaftsstralien:
Stral3en, in denen die Frontldnge der Grundstiicke mit Ladengeschéaften im Erdgeschoss U-
berwiegt, soweit es sich nicht um HauptverkehrsstralRen handelt,

e) FulRgangergeschaftsstralien:
Hauptgeschéftsstrallen, die in ihrer gesamten Breite dem Fuf3gangerverkehr dienen, auch
wenn eine zeitlich begrenzte Nutzung fir den Anliegerverkehr méglich ist,

f) Verkehrsberuhigte StralRen und Anlieger- sowie HaupterschlieBungsstraBen mit Mischfla-
chenausbau:
StraBen mit einer Mischflache fur den Fahrzeug- und FuRRgéngerverkehr, die geeignet sind,
den Durchgangsverkehr fernzuhalten, den Kraftfahrer zum langsamen und riicksichtsvollen
Fahren zu veranlassen und das Wohnumfeld durch ansprechende Gestaltung des Stral3en-
raumes zu verbessern,

g) Selbstandige Gehwege:
Gehwege, auch wenn die Benutzung fir Radfahrer und fir den Anliegerverkehr mit Kraftfahr-
zeugen mdglich ist,

h) Verkehrsanlagen im Sinne von § 127 Abs. 2 Nr. 2 Baugesetzbuch (BauGB):
Offentliche aus rechtlichen oder tatsachlichen Griinden mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbare
Verkehrsanlagen (z.B. FuBwege, Wohnwege) innerhalb und
- abweichend von 8 127 Abs. 2 Nr. 2 BauGB — aulRerhalb der Baugebiete,
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i) Wirtschaftswege und sonstige Stral3en, Wege und Platze im Aul3enbereich:
Die der Bewirtschaftung dienenden Stral3en, Wege und Platze zwischen land- und forstwirt-
schaftlichen Betriebsstatten und den dazu gehdérenden Nutzflachen. Sie dienen gleichzeitig
auch dem nichtmotorisierten Erholungsverkehr (Fu3ganger, Radfahrer). Es sind auch Anla-
gen, durch die Gehofte oder Gruppen von solchen bzw. die sonstige gestreute Bebauung eine
jederzeit befahrbare Verbindung mit dem tbrigen Verkehrsnetz der Stadt erhalten.

Grenzt eine StralBe ganz oder in einzelnen Abschnitten mit einer Seite an ein Kern-, Gewerbe-
oder Industriegebiet und mit der anderen Seite an ein sonstiges Baugebiet oder an einen im Zu-
sammenhang bebauten Ortsteil und ergeben sich dabei nach Absatz 3 unterschiedliche anre-
chenbare Breiten, so gilt die jeweils grof3ere anrechenbare Breite.

Fur Anlagen, fur die die in Absatz 3 festgesetzten anrechenbaren Breiten oder Anteile der Bei-
tragspflichtigen offensichtlich nicht zutreffen, bestimmt der Rat durch Satzung etwas anderes.

Das gilt z.B. bei der Umwandlung in eine verkehrsberuhigte Strafl3e, insbesondere dann, wenn
durch bauliche Mal3nahmen nur punktuell in den Stral3enraum eingegriffen wird, aber dennoch
den Grundstiickseigentiimern und Erbbauberechtigten wirtschaftliche Vorteile geboten werden.

8§84
Beitragsmalfstab

A

Der nach den 88 2 und 3 ermittelte Anteil der Beitragspflichtigen am beitragsfahigen Aufwand
wird auf die durch die Anlage bzw. den selbstéandig benutzbaren Abschnitt der Anlage (8 2 Abs.
4) vorteilhabenden und vorteilbietenden Grundstiicke nach den Grundstiicksflachen verteilt. Da-
bei wird die unterschiedliche Nutzung der Grundstiicke nach Mal3 (B) und Art (C) bertucksichtigt.

Sollen am umlagefahigen Aufwand fiir eine Anlage neben anderen auch nur land- und fortwirt-
schaftlich nutzbare Grundstiicke beteiligt werden, ist dieser umlagefahige Aufwand im Verhaltnis
der Summe der einfachen Frontlangen der land- und forstwirtschaftlich nutzbaren Grundstiicke
und der Summe der doppelten Frontlangen der anderen bebaubaren, bebauten oder gewerblich
nutzbaren Grundstlck vor zu verteilen.

Als Grundstucksflache gilt:

a) bei Grundstiicken im Bereiche eines Bebauungsplanes die Flache, die der Ermittlung der zu-
l&ssigen Nutzung zugrunde zu legen ist,

b) wenn ein Bebauungsplan nicht besteht oder die erforderlichen Festsetzungen nicht enthélt,
die tatsachliche Grundstiicksflache bis zu einer Tiefe von 50 m von der Anlage oder bei Nicht-
angrenzung an die Anlage von der der Anlage zugewandten Grenze des Grundstiicks. Reicht
die bauliche, gewerbliche oder land- und forstwirtschaftliche Nutzung oder Nutzbarkeit tber
diese Begrenzung hinaus, so ist die Grundstiickstiefe mafl3gebend, die durch die hintere Gren-
ze der Nutzung bestimmt wird. Grundstiicksteile, die lediglich die wegemaliige Verbindung zur
Anlage herstellen, bleiben bei der Bestimmung der Grundstiickstiefe unberiicksichtigt.

B

Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird die Grundstucksflache mit einem Nutzungsfaktor verviel-
facht, der im einzelnen betragt:

1. bei eingeschossiger Bebaubarkeit und
gewerblich nutzbaren Grundstiicken, auf
denen keine Bebauung zulassig ist, und
bei nur land- und forstwirtschaftlich
nutzbaren Grundstiicken 1,00

2. bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,25

3. bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 1,50
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4. bei vier- und fiinfgeschossiger Bebaubarkeit 1,75
5. bei sechs- und mehrgeschossiger Bebaubarkeit 2,00

Als zulassige Zahl der Geschosse gilt die im Bebauungsplan festgesetzte hdchstzulassige Zahl
der Vollgeschosse. Weist der Bebauungsplan nur Grundflachen- und Baumassenzahl aus, so gilt
als Geschosszahl die Baumassenzahl geteilt durch 3,5, wobei Bruchzahlen auf die nachstfolgen-
de volle Zahl aufgerundet werden.

Untergeschosse, die keine Vollgeschosse im Sinne der Benutzungsverordnung sind, werden
hinzugerechnet, wenn sie Uberwiegend gewerblich, industriell oder in gleichartiger Weise genutzt
werden.

Ist im Einzelfall eine grol3ere Geschosszahl zugelassen oder vorhanden und geduldet, so ist die-
se zugrunde zu legen.

Gemeinbedarfs- und Griinflichengrundstticke in beplanten Gebieten, deren Grundstiicksflachen
aufgrund ihrer Zweckbestimmung nicht oder nur zu einem untergeordneten Teil mit Gebauden
Uberdeckt werden sollen bzw. Uberdeckt sind (z.B. Friedhofe, Sportplatze, Freibader, Kleingar-
tengelénde), werden mit 0,5 der Grundflachenzahl angesetzt.

Grundstlcke, auf denen nur in einer Ebene Garagen oder Stellplatze gebaut werden dirfen, gel-
ten als eingeschossig bebaubare Grundstiicke. Ist mehr als Garagengeschoss zulassig oder im
Einzelfall genehmigt, so ist jeweils die héhere Geschosszahl anzusetzen.

In unbeplanten Gebieten und Gebieten, fiir die ein Bebauungsplan weder die Geschosszahl noch
Grundflachenzahl- und Baumassenzahl festsetzt, ist

a) bei bebauten Grundstiicken die Zahl der tatséchlich vorhandenen Geschosse malRgebend.
Ausgenommen von dieser Regelung sind Grundstiicke, die nur mit Garagen in einer Ebene
bebaut sind, auf denen aber eine andere ein- oder mehrgeschossige Bebauung zuldssig ist;
hier gilt Absatz 6 Buchstabe b) entsprechen.

b) bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstiicken die Zahl der auf den vier nachstgelegenen
bebauten Grundstiicken des Abrechnungsgebietes durchschnittlich vorhandenen Geschosse
maRgebend; rechnerische Bruchteile von Geschossen sind nicht zu beriicksichtigen. Die in
den Absatzen 4 und 5 aufgefiihrten Grundstiicke bleiben bei der Zusammenstellung der vier
nachstgelegenen Grundstiicke unbericksichtigt.

Ist eine Geschosszahl wegen der Besonderheiten des Bauwerks nicht feststellbar, werden je
angefangene 3,5 m Héhe des Bauwerks als ein Vollgeschoss angerechnet.

C

Werden im Abrechnungsgebiet aulRer Uberwiegend gewerblich oder in gleichartiger Weise (z.B. mit
Biro-, Verwaltungs-, Post-, Bahn-, Krankenhaus- und Schulgebauden) genutzten Grundstiicken oder
Grundstiicken, die nach den Festsetzungen des Bebauungsplanes in einem Kern-, Gewerbe- oder
Industriegebiet liegen, auch andere Grundstiicke erschlossen, so sind fir die Grundstiicke in Kern- ,
Gewerbe- und Industriegebieten sowie fir die Grundstiicke, die Uberwiegend gewerblich oder in
gleichartiger Weise genutzt werden, die in B (1) Nrn. 1 bis 5 genannten Nutzungsfaktoren um je 0,50
m zu erhéhen.

1)

)

§5
Beitragspflichtige

Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentimer des
Grundstlickes ist. Ist das Grundstiick mit einem Erbbaurecht belastet, so ist anstelle des Eigen-
tumers der Erbbauberechtigte beitragspflichtig.

Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner.
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§6
Selbstandige Grinanlagen

Art, Umfang, Herstellungsmerkmale und Verteilung des beitragsfahigen Aufwandes von selbstandigen
Grinanlagen werden durch ergdnzende Satzung im Einzelfall geregelt.

87
Immissionsschutzanlagen

Art, Umfang, Herstellungsmerkmale und Verteilung des beitragsfahigen Aufwandes von Anlagen zum
Schutz von Baugebieten gegen schadliche Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes werden durch die ergdnzende Satzung im Einzelfall geregelt.

§8
Kostenspaltung

Der Beitrag kann fir

den Grunderwerb,

die Freilegung,

die Fahrbahn auch Richtungsfahrbahnen,

die Flachenbefestigung in verkehrsberuhigten Bereichen, FulRgangerbereichen und Verkehrs-
anlagen im Sinne von § 127 Abs. 2 Nr. 2 BauGB
die Radwege,

die Gehwege, zusammen oder einzeln,

die Parkflachen,

die Begleitgrunstreifen,

die Beleuchtungsanlagen,

die Entwasserungsanlagen

PwonNPE
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im Bereich der Straf3en, Wege und Platze gesondert erhoben und in beliebiger Reihenfolge umgelegt
werden, sobald die MaRnahme, deren Aufwand durch Teilbetrage gedeckt werden soll, abgeschlos-
sen ist. Uber die Anwendung der Kostenspaltung entscheidet die Stadt im Einzelfall.

8§89
Vorausleistungen

Sobald mit der Durchfihrung der MalBhahme begonnen worden ist, kann die Stadt angemessene
Vorausleistungen, héchstens jedoch bis zur Héhe des voraussichtlichen Betrages, erheben.

§10
Abl6sung des Beitrages

Der Beitrag kann abgel6st werden. Der Betrag einer Ablésung bestimmt sich nach der H6he des vor-
aussichtlich entstehenden Beitrages nach MaRgabe dieser Satzung. Ein Rechtsanspruch auf Auflo-
sung besteht nicht.

§11
Falligkeit

Der Betrag wird einen Monat nach der Bekanntgabe des Beitragsbescheides fallig.

812
Inkrafttreten

Die 1. Satzung zur Anderung der Satzung der Stadt Moers (iber die Erhebung von Beitragen nach § 8 KAG NRW
vom 01.06.2006 tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft.
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Bekanntmachungsanordnung:

(.)

Moers, 18. Februar 2011
gez.

Ballhaus
Birgermeister

s. auch Amtsblatt der Stadt Moers Nr. 5/2011 vom 24.02.2011



	Satzung der Stadt Moers über die Erhebung von Beiträgennach § 8 KAG NRW
	§ 1 Allgemeines
	§ 2 Umfang und Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes
	§ 3 Anteil der Stadt und der Beitragspflichtigen am Aufwand
	§ 4 Beitragsmaßstab
	§ 5 Beitragspflichtige
	§ 6 Selbständige Grünanlagen
	§ 7 Immissionsschutzanlagen
	§ 8 Kostenspaltung
	§ 9 Vorausleistungen
	§ 10 Ablösung des Beitrages
	§ 11 Fälligkeit
	§ 12 Inkrafttreten

